Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1466 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Änderung des Bewertungsgesetzes und des 
Vermögensteuergesetzes 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß nach Auffassung des Bundesministers der 
Finanzen im Frühjahr d. J. die Vorlage eines Gesetzentwurfs 
zur Änderung des Bewertungsgesetzes und des Vermögen- 
steuergesetzeszwecks Anpassung der veralteten Einheitswerte 
an die heutigen Verhältnisse eilbedürftig war und daß er den 
Beginn des Kalenderjahres 1960 als Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt für die Einheitsbewertung des Grundbesitzes 
wünschte? 

2. Aus welchen Gründen hat nunmehr die Bundesregierung in den 
Bundestagsausschüssen für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie für Finanzen die Erklärung abgegeben, daß sie 
diesen Gesetzentwurf nicht mehr in der laufenden Wahl- 
periode vorlegen wird? 

3. Trifft es zu, daß das Bundesfinanzministerium beabsichtigt, 
für die nächste Vermögensteuerhauptveranlagung auf den 
1. Januar 1960 nach den alten Bewertungsgrundsätzen zu 
verfahren, und daß man erwägt, entweder die Aktien nur mit 
einem bestimmten Prozentsatz des Steuerkurswertes zu 
bewerten oder den Stichtag nicht auf den 31. Dezember 1959 zu 
legen, um die außergewöhnliche Entwicklung der Börsenkurse 
nicht voll auf die Vermögensteuer der Aktienbesitzer zur 
Auswirkung kommen zu lassen? 


Bonn, den 8. Dezember 1959 


Ollenhauer und Fraktion 
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